
 
 

Dienstanweisung 
über die Zuständigkeiten im Arbeitsschutz an der Technischen 

Universität Clausthal 
(Stand: 04.10.2021) 

 
 
Präambel 
 
Der Arbeits-, Gesundheits- und Umweltschutz nimmt an der Technischen Universität Claust-
hal einen hohen Stellenwert ein. Die Hochschulleitung übernimmt hierbei als Vertretung für 
den Arbeitgeber Pflichten zur Gewährleistung von Sicherheit und Gesundheitsschutz.  
 
Das Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) sowie der Umweltschutz formuliert eine Vielzahl von 
Pflichten zur Gewährleistung von Sicherheit und Arbeitsschutz. Zahlreiche Rechtsvorschriften 
verpflichten hierbei zu unterschiedlichsten konkreten Einzelmaßnahmen.  
 
Die Vielzahl der hierbei zu beachtenden Arbeitgeber- und Betreiberpflichten und die Organi-
sation der Hochschule machen deutlich, dass diese Pflichten nicht alleine von der Hochschul-
leitung erfüllt werden können. Es bedarf daher einer geordneten Organisation des Arbeits-
schutzes, die sich unmittelbar auf die Beschäftigten und deren Gesundheit auswirkt.  
 
Diese Dienstanweisung folgt hierbei dem Grundsatz, dass Führungskräfte immer eine Verant-
wortung für die Arbeitssicherheit tragen. Ferner basiert diese Dienstanweisung auf der Ent-
scheidung der Hochschulleitung, die Organisation des Arbeitsschutzes durch eine Pflichten-
übertragung nach dem Arbeits- und Dienstrecht vorzunehmen. Eine gesonderte Beauftra-
gung nach § 13 Abs. 2 ArbSchG erfolgt durch diese nicht. Die Organisation des Arbeitsschut-
zes soll dazu beitragen, Sicherheit- und Gesundheitsschutz aller Hochschulmitglieder durch 
Maßnahmen des technischen und medizinischen Gesundheitsschutzes präventiv zu sichern 
und kontinuierlich zu überwachen und zu verbessern.  
 
 
I. Geltungsbereich 
 
Diese Dienstanweisung gilt für sämtliche Einrichtungen der Technischen Universität Clausthal.  
Sie regelt die erforderlichen Zuständigkeiten und Verantwortungen  
- der in leitender Position tätigen Beschäftigten der einzelnen Verwaltungseinheiten, 
- der selbstständig in  Forschung und Lehre tätigen Hochschullehrerinnen und Hochschul-

lehrer, sowie 
- sonstiger in dienstlichen Zusammenhängen außerhalb eines hauptberuflichen Beschäfti-

gungsverhältnisses tätigen Personen. 
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II. Grundlagen 

 
Für die Gewährleistung der Sicherheit und Gesundheit sind insbesondere folgende  
Vorschriften in ihrer jeweils gültigen Fassung maßgebend:  
- Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) und darauf basierende Verordnungen (z.B. Bildschirmar-

beitsverordnung (BildscharbV), Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV))  
- Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG)     
- Arbeitszeitgesetz (ArbZG)     
- Niedersächsische Personalvertretungsgesetz (Nds. PersVG)  
- Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV)     
- Gefahrstoffverordnung (GefStoffV)     
- Gerätesicherheitsgesetz (GSG)     
- Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG)     
- Mutterschutzgesetz (MuSchG) und Mutterschutzrichtlinienverordnung (MuSchRiV)  
- Sozialgesetzbuch VII (SGB VII)  
- Strahlenschutzverordnung (StrlSchV)         
- Unfallverhütungsvorschrift Allgemeine Vorschriften (GUV -V A 1)  
- Unfallverhütungsvorschrift Arbeitsmedizinische Vorsorge (GUV -V A 4)  
- Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit (DGUV Vorschrift 2)  
 
Informationen zu den wichtigsten Gesetzen, Verordnungen, Richtlinien und Regeln sind auf 
der Internetseite des Leitenden Sicherheitsingenieurs der Technischen Universität Clausthal 
abrufbar.  
 
 
III. Verantwortung für den Arbeitsschutz  
 
Die Präsidentin oder der Präsident ist für die Einhaltung der bestehenden Arbeitsschutzbestim-
mungen verantwortlich.  
 
Die hauptberufliche Vizepräsidentin oder der hauptberufliche Vizepräsident ist unbeschadet 
der Rechte und Pflichten der Präsidentin oder des Präsidenten für die Organisation und Kon-
trolle des Vollzugs der Rechts- und Verwaltungsvorschriften organisationsrechtlich verant-
wortlich. Hierzu gehört insbesondere:  
 

• Bereitstellung von Betriebsärztin oder Betriebsarzt und Fachkraft für Arbeitssicherheit, 
Benennung von Beauftragten,  

• Benennung und Abgrenzung von Verantwortlichkeiten in der Hochschulorganisation,  
• Allgemeinverbindliche Regelung der Umsetzung von Gesetzen durch Leitlinien und 

Ordnungen,  
• Treffen von Maßnahmen bei bereichsübergreifenden Problemen, in Streitfragen oder 

in Krisensituationen zur Verhinderung und Beseitigung von Gefahren und Verstößen 
gegen rechtliche Pflichten, 

• Berücksichtigung von Mitteln im Wirtschaftsplan für die Umsetzung arbeitsschutz-
rechtlicher Vorschriften, 

• Kontrolle der einzelnen Hochschuleinheiten über das Anfordern von Stellungnahmen 
und Berichten, 



3 
 

• Arbeitgebervertreter im Arbeitsschutzausschuss. 
 
Zur Sicherstellung der Einhaltung dieser bestehenden Arbeitsschutzbestimmungen sowie 
Wahrung der organisationsrechtlichen Verantwortlichkeit wird die Verantwortung unmittel-
bar mit der Pflicht zur Einhaltung der Arbeitsschutzbestimmungen auf die nachfolgenden Füh-
rungskräfte übertragen: 
 
1. Mitglieder des Präsidiums für ihr jeweiliges Ressort, 
2. Dekaninnen und Dekane, soweit sicherheitsrelevante Fragen bezüglich des Arbeits-, Ge-

sundheits- und Umweltschutzes die gesamte Fakultät betreffen, 
3. Institutsleitungen, soweit sicherheitsrelevante Fragen bezüglich des Arbeits-, Gesundheits- 

und Umweltschutzes das gesamte Institut betreffen, 
4. Leiterinnen und Leiter der zentralen Einrichtungen, 
5. Leiterinnen und Leiter der wissenschaftlichen Forschungsverbünde, 
6. Führungskräfte der Verwaltung, incl. der Stabsstellen und weiteren Organisationseinhei-

ten, 
7. Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, Dozentinnen und Dozenten im Sinne der 

selbstständigen Aufgabenwahrnehmung in Forschung und Lehre. 
 
Unter den Begriff der Führungskräfte in diesem Zusammenhang werden Personen erfasst, die 
Weisungsbefugnis gegenüber Beschäftigten besitzen. Aus dieser Weisungsbefugnis folgen zu-
gleich auch die Fürsorgepflicht gegenüber den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie die 
allgemeine Verkehrssicherungspflicht für betriebene Anlagen, Einrichtungen und Tätigkeiten.  
 
Die Führungskräfte sind für ihren jeweiligen Bereich verantwortlich für: 

 
• die Auswahl und den Einsatz nachgeordneter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,  
• den Hinweis an ihre Mitarbeitenden auf die arbeitsmedizinischen Eingangs- und Re-

geluntersuchungen,  
• die Einbindung der besonderen Beauftragten (Sicherheitsfachkraft, Betriebsarzt) und 

des Personalrats,  
• die Erörterung von Fragen des Arbeitsschutzes im Rahmen der Mitarbeitergespräche,  
• die Einweisung und regelmäßige Unterweisung ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter über die bei ihrer Tätigkeit auftretenden Gefahren,  
• die Beurteilung von Gefährdungen für Beschäftigte, insbesondere im Umgang mit ge-

fährlichen Stoffen, und ggf. Vorschlag von Maßnahmen; Dokumentation der Ermitt-
lungen und Maßnahmen,  

• die Veranlassung bzw. Sicherstellung sicherheitstechnischer Überprüfungen der Ar-
beitsbereiche und technischen Ausrüstungen / Anlagen,  

• die Einhaltung und Umsetzung der Brandschutzordnung der Technischen Universität 
Clausthal, 

• die Auswahl von Arbeitsverfahren, Geräten und Sicherheitseinrichtungen unter Be-
achtung der Arbeitsschutz- und Unfallverhütungsvorschriften,  

• Kontrollmaßnahmen, ob und wie die nachgeordneten Beschäftigten die ihnen ggf. 
übertragenen Aufgaben im Arbeitsschutz erfüllen,  
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• Sicherstellen, dass von der Führungskraft und/oder ihr/ihm zugeordneter Mitarbeiter 
genutzte Gebäude, Räume, Einrichtungen und Geräte vorschriftsmäßig genutzt wer-
den (Freihalten von Fluchtwegen, Einhalten von Zutrittsbeschränkungen, Nutzung 
von Schutzvorrichtungen, Persönliche Schutzausrüstung), 

• das Berücksichtigen von Beschäftigungsbeschränkungen für besondere Personen-
gruppen, 

• das Festlegen und Überwachen des Betriebsablaufs und Gewährleistung der Aufsicht, 
• die Ermittlung von Gefährdungen, die aus dem Betrieb resultieren, Maßnahmen zu 

deren Beseitigung treffen und Wirksamkeit der Maßnahmen kontrollieren, 
• eine Ansprache der Beschäftigten bei Fehlverhalten, 
• die Einhaltung der Pflicht zur Mängelmeldung an die nächste Verantwortungsebene, 

wenn die eigenen Kompetenzen nicht ausreichen; die Verantwortung zum Ergreifen 
von Sofortmaßnahmen zum Abwenden der Gefahr verbleibt vor Ort. 

 
Darüber hinaus bestehen, abhängig vom Tätigkeitsbereich für die Führungskräfte folgende 
Verantwortlichkeiten:  
 

• die persönliche Schutzausrüstung; Planung des Einsatzes, Auswahl und Bereitstellung 
sowie regelmäßige Überprüfung,  

• das Führen eines Gefahrstoffverzeichnisses,  
• das Erstellen von Betriebsanweisungen, 
• eine rechtzeitige Qualifikation und Bestellung notwendiger Beauftragter, 
• die Teilnahme an Betriebsbegehungen in ihrem Bereich, 
• den Schutz von Fremdfirmen und Besucher vor bereichsspezifischen Gefahren (Warn-

schilder aufstellen, Personen einweisen und deren Betreuung veranlassen),  
• die Unterweisung Studierender. 

 
 
IV. Handlungspflichten 
 
Alle Mitglieder der Hochschule sind zur Mitwirkung bei der Einhaltung der Arbeitsschutzbe-
stimmungen verpflichtet. Festgestellte Mängel oder mögliche Gefahren sind unverzüglich der 
oder dem Vorgesetzten zu melden und der Leitende Sicherheitsingenieur ist zu informieren.  
 
Die unter III. genannten Führungskräfte haben die für ihren Bereich einzuhaltenden Arbeits-
schutzbestimmungen einzuhalten. Sie werden hierbei von dem Leitenden Sicherheitsingeni-
eur unterstützt.  
Die Handlungspflichten werden von den Führungskräften selbstständig wahrgenommen. 
Falls ihre Befugnisse oder Kenntnisse hierfür nicht ausreichen, haben sie unbeschadet der be-
stehenden Verantwortung den nächst übergeordneten Verantwortlichen einzubeziehen und 
den Leitenden Sicherheitsingenieur zu unterrichten.  
 
Die unmittelbare Verantwortlichkeit für die Einhaltung des Arbeitsschutzes geht einer überge-
ordneten Kontroll- oder Aufsichtsfunktion im konkreten Einzelfall vor.  
 
Innerhalb der Organisationseinheiten können eigenständige Organisationsmodelle vereinbart 
werden. Übergeordnete Führungskräfte bleiben mitverantwortlich für die Organisation des 
Arbeitsschutzes im nachgeordneten Bereich.  
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Die Führungskräfte haben jährlich bis zum 15. März der Hochschulleitung über die Erfüllung 
ihrer Handlungspflichten zu berichten. Hierfür ist die Arbeitshilfe gemäß Anlage 1 zu verwen-
den und an die Koordinierungsstelle für Arbeits- und Gesundheitsschutz zu übermitteln.  
V. Delegationsbefugnisse 
 
Die nach dieser Dienstanweisung genannten Verantwortungsträger können die ihnen oblie-
genden Aufgaben ganz oder teilweise auf einen oder mehrere hauptberuflichen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter übertragen (Anlage 2). Voraussetzung hierfür ist, dass diese Personen 
einen bestimmten Arbeitsbereich (z.B. Werkstatt, Labor, etc.) oder Veranstaltung (z.B. Prakti-
kumsbetreuung) verantwortlich betreuen und leiten.  
Die Übertragung von Pflichten muss in schriftlicher Form erfolgen und den Pflichtenkreis klar 
bezeichnen sowie die mit der Übertragung eingeräumten Befugnisse benennen. Die Verant-
wortlichkeit nach dieser Dienstanweisung einschließlich der Kontroll- und Aufsichtspflicht 
kann nicht übertragen werden. Eine weitergehende Übertragung ist unzulässig.  
Die Übertragung darf nur auf Personen erfolgen, die auf Grund ihrer persönlichen und fachli-
chen Qualifikation geeignet sind, die übertragenen Aufgaben wahrzunehmen.  
Bei einem Wechsel der beauftragten Personen müssen etwaige Aufgaben erneut übertragen 
werden.  
Im Falle einer Delegation ist die interne Rückmeldung zur Erfüllung der unter IV. genannten 
Berichtspflicht rechtzeitig sicherzustellen.  
 
 
VI. Abgrenzung der Aufgaben und Pflichten  von Personen, die aufgrund be-

sonderer gesetzlicher Bestimmungen zu bestellen sind 
 
Unberührt bleiben die Zuständigkeiten von Hochschulmitgliedern, die aufgrund besonderer 
gesetzlicher Bestimmungen zu bestellen sind: 
 
1. Fachkraft für Arbeitssicherheit (§ 6 ASiG) 
Die Fachkräfte für Arbeitssicherheit haben die Aufgabe, den Arbeitgeber bei der Arbeitssicher-
heit, dem Gesundheitsschutz, der Unfallverhütung und in allen Fragen der menschengerech-
ten Gestaltung der Arbeit zu unterstützen.  
Sie haben insbesondere den Arbeitgeber und die sonst für den Arbeitsschutz und die Unfall-
verhütung verantwortlichen Personen zu beraten, insbesondere bei 
 

• der Auswahl und Erprobung von Körperschutzmitteln (Persönliche Schutzausrüs-
tung), 

• der Beschaffung von technischen Arbeitsmitteln und der Einführung von Arbeitsver-
fahren und Arbeitsstoffen, 

• die Betriebsanlagen und die technischen Arbeitsmittel insbesondere vor der Inbetrieb-
nahme und Arbeitsverfahren insbesondere vor ihrer Einführung sicherheitstechnisch 
zu überprüfen, 

• der Beurteilung der Arbeitsbedingungen, 
• die Durchführung der Arbeitssicherheit und der Unfallverhütung zu beobachten und 

im Zusammenhang damit 
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• die Arbeitsstätten in regelmäßigen Abständen zu begehen und festgestellte Mängel 
dem Arbeitgeber oder der sonst für den Arbeitsschutz und die Unfallverhütung ver-
antwortlichen Person mitzuteilen, Maßnahmen zur Beseitigung dieser Mängel vorzu-
schlagen und auf deren Durchführung hinzuwirken, 

• auf die Benutzung der Körperschutzmittel zu achten, 
• der Gestaltung der Arbeitsplätze, des Arbeitsablaufs, der Arbeitsumgebung und in 

sonstigen Fragen der Ergonomie, 
• der Planung, Ausführung und Unterhaltung von Betriebsanlagen und von sozialen 

und sanitären Einrichtungen, 
• Ursachen von Arbeitsunfällen zu untersuchen, die Untersuchungsergebnisse zu erfas-

sen und auszuwerten und dem Arbeitgeber Maßnahmen zur Verhütung dieser Ar-
beitsunfälle vorzuschlagen, 

• darauf hinzuwirken, dass sich alle im Betrieb Beschäftigten den Anforderungen des 
Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung entsprechend verhalten, insbesondere sie 
über die Unfall- und Gesundheitsgefahren, denen sie bei der Arbeit ausgesetzt sind, 
sowie über die Einrichtungen und Maßnahmen zur Abwendung dieser Gefahren zu 
belehren und bei der Schulung der Sicherheitsbeauftragten mitzuwirken. 

 
2. Sicherheitsbeauftragte/r (§22 SGB VII) 
Die Sicherheitsbeauftragten haben die Aufgabe, die für den Arbeits- und Umweltschutz ver-
antwortlichen Führungskräfte zu beraten und zu unterstützen. Es sollen, entsprechend der 
berufsgenossenschaftlichen Regeln (SGB VII §22 in Verbindung mit DGUV Vorschrift 1, 
Grundsätze der Prävention), Mitarbeiter ohne Vorgesetztenfunktion sein. Sie sollen sich ins-
besondere von dem Vorhandensein vorgeschriebener Sicherheitsausrüstungen und persönli-
cher Schutzausrüstung überzeugen und die Mitarbeiter auf Unfall- und Gesundheitsgefahren 
hinweisen und sich für sicherheitsbewusstes Verhalten im Mitarbeiterkreis einsetzen.  
 
3. Gefahrstoffbeauftragte/r 
Die Aufgabe beinhaltet vor allem den Vollzug der Gefahrstoffverordnung (GefStoffV), insbe-
sondere:  
 

• Beraten den Unternehmer in gefahrstoffrechtlichen Angelegenheiten bei konkret zu 
treffenden Maßnahmen zur Umsetzung der GefStoffV 

• Können zu Einzelaufgaben herangezogen werden, mit Übertragung eines innerbe-
trieblichen Entscheidungsbereichs    

• Sind Ansprechpartner für alle Mitarbeiter für die Angelegenheiten zur Umsetzung der 
GefStoffV und Sonderabfallbeseitigung 

• Sind verpflichtet auf Verstöße gegen die GefStoffV hinzuweisen und die Institutslei-
tung auf unverzügliche Abhilfe zu drängen 

• Sie sind zur Weiterbildung und Teilnahme an zentralen Veranstaltungen verpflichtet 
 
4. Brandschutzbeauftragte/r (DGUV Information 205-003) 
Der Brandschutzbeauftragte soll den Brandschutzverantwortlichen eines Betriebes/einer Or-
ganisation, z. B. Arbeitgeber/Unternehmer, Betriebsleiter, Behördenleiter, in allen Fragen des 
vorbeugenden, abwehrenden und organisatorischen Brandschutzes, insbesondere bei den 
nachfolgenden Aufgaben, beraten und unterstützen:  
 

• Planung, Ausführung und Unterhaltung von Betriebsanlagen,  
• Gestaltung von Arbeitsverfahren und Einsatz von Arbeitsstoffen,  
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• Ermitteln von Brand- und Explosionsgefahren,  
• Erstellen eines Brandschutzkonzeptes,  
• Instandhaltung von Brandschutz-Einrichtungen,  
• Zusammenarbeit mit Aufsichtsbehörden, Feuerwehr und Feuerversicherer, 
• Aufstellen des Brandschutzplanes, z. B. Brandalarmplan, Flucht- und Rettungsplan,  
• Ausbildung von Mitarbeitern, z. B. Brandschutzhelfer, unterwiesene Personen 

 
5. Verantwortlichkeiten im Strahlenschutz (StrlSchV) 

• Strahlenschutzverantwortliche/r ist die/der Präsident/in. Sie/er überträgt die Aufgaben 
auf die/den Strahlenschutzbevollmächtigte/n. 

• Strahlenschutzbevollmächtigte sind die Institutsleiter/innen. 
• Strahlenschutzbeauftragte sind schriftlich durch den Strahlenschutzverantwortlichen 

zu bestellen. 
• Den Strahlenschutzbeauftragten wird ein innerbetrieblicher Entscheidungsbereich 

übertragen für den sie verantwortlich sind. Der Entscheidungsbereich und die Aufga-
ben sind schriftlich festzuhalten 

• Die/der Strahlenschutzbeauftragte muss den Nachweis der für den Strahlenschutz er-
forderlichen Fachkunde erbringen 

• die/der Strahlenschutzbeauftragte hat dem Strahlenschutzverantwortlichen unver-
züglich alle Mängel mitzuteilen und dafür zu sorgen, dass im Rahmen seines innerbe-
trieblichen Entscheidungsbereiches die Strahlenschutzgrundsätze des §28 Abs.1 und 
die in Absatz 1 Nr. 3 aufgeführten Schutzvorschriften und soweit ihm deren Durchfüh-
rung und Erfüllung nach §29 Abs. 2 übertragen worden sind, die Bestimmungen des 
Bescheides über die Genehmigung oder allgemeine Zulassung und die von der zu-
ständigen Behörde erlassenen Anordnungen und Auflagen eingehalten werden. 

• die/der Strahlenschutzbeauftragte hat bei Gefahr für Leben, Gesundheit oder bedeu-
tende Sachgüter geeignete Maßnahmen zur Abwendung dieser Gefahr unverzüglich 
zu treffen. 
 

6. Laserschutzbeauftragte/r (DGUV Vorschrift 12 „Laserstrahlung“) 
• Laserschutzbeauftragte sind beim Betrieb von Laseranlagen der Klassen 3B und 4 

schriftlich zu bestellen 
• Sie müssen die entsprechende Sachkunde erworben haben 
• Sie unterstützen den Unternehmer beim sicheren Betreiben von Laseranlagen. Insbe-

sondere achten Sie auf die Einhaltung und Umsetzung der DGUV  
Vorschrift 12 

• Sie überwachen den ordnungsgemäßen Betrieb der Laseranlage 
• Sie beraten den Unternehmer in Fragen des Laserschutzes bei der Beschaffung und der 

Inbetriebnahme von Lasereinrichtungen und die Festlegung der betrieblichen Schutz-
maßnahmen 

• Treffen die Auswahl der persönlichen Schutzausrüstung 
• Wirken bei der Unterweisung der Beschäftigten mit 
• Informieren den Unternehmer bzw. den verantwortlichen Vorgesetzten über Mängel 

und Störungen an Lasereinrichtungen 
 
7. Ersthelfer/in (§10 ArbSchG) 
Die Beauftragten für Erste-Hilfe sind ausgebildete Ersthelfer.  
Das Erste-Hilfe-Training sollte mindestens alle zwei Jahre wiederholt werden. 
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• regelmäßige Überprüfung der Anzahl und der Gebrauchsfähigkeit von Erste-Hilfe- 
Gerätschaften (z. B. Verbandmaterial, Tragen) 

•  Beratung des Unternehmers bei der Umsetzung der DGUV Information 204-022 
“Erste Hilfe im Betrieb“ 
 
 

8. Evakuierungshelfer/in (§10 ArbSchG) 
• Überprüfen regelmäßig die Flucht- und Rettungswege sowie den Sammelplatz auf 

den geforderten ordnungsgemäßen Zustand 
• Sorgen für Aushang und Aktualisierung des Notfallblattes sowie des Notfallplanes der 

Hochschule (ggfs. in Zusammenarbeit mit der/dem Sicherheitsbeauftragten) 
• Ihnen obliegt im Bedarfsfalle die Alarmierung des Personals in den Räumen ihres Auf-

gabenbereiches 
• Übernimmt die Einweisung der Mitarbeiter zum Sammelplatz 
• Führt die Anwesenheitskontrolle am Sammelplatz durch 

 
9. Brandschutzhelfer/in (§10 ArbSchG) 

• Prüfen regelmäßig die Anzahl, das Vorhandensein und den gebrauchsfähigen Zustand 
von Feuerlöscheinrichtungen (z. B. Feuerlöscher, Feuerlöschdecken) 

• Unterstützen den Arbeitgeber bei der Berechnung der Anzahl der notwendigen Feu-
erlöscher und der Bestimmung der geeigneten Löschmittel auf der Grundlage der ASR 
A2.2 

• ggf. Erstbekämpfung des Brandherdes   
• Alarmierung und Einweisung der Feuerwehr unter Beachtung der besonderen Gefah-

ren am Brandort 
 

 
VII. In-Kraft-Treten 
Diese Dienstanweisung tritt nach Beschlussfassung im Präsidium am Tage nach der Veröffent-
lichung im Amtlichen Verkündungsblatt der Technischen Universität Clausthal in Kraft. 
 
 
 
     
 
gez. Joachim Schachtner gez. Irene Strebl 
  
Prof. Dr. rer. nat. Joachim Schachtner Irene Strebl 
Präsident Hauptberufliche Vizepräsidentin 
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Anlage 1 

 
 
Checkliste und Meldung über die Erfüllung der Handlungspflichten im Ar-
beits- und Gesundheitsschutz 
zur Vorlage bei Herrn Gloyer bis zum 15. März jeden Jahres 
 
 
______________________________   erhalten am: _______________ 
Name    

______________________________   ______________________________ 
Dienst-/Amtsbezeichnung     Unterschrift Dez. 4 

______________________________ 
Hochschuleinrichtung 

______________________________ 
Adresse 

 
Aufgabe Erledigt 

am 
Bemerkungen 

Überwachung nachgeordneter Mitar-
beiter zur ordnungsgemäßen Aufga-
benerfüllung 
(Beeinträchtigungen festgestellt?) 
 

  

Mitarbeitende auf die arbeitsmedizini-
schen Eingangs- und Regeluntersu-
chungen hingewiesen? 
 

  

 
Besondere Beauftragte (Sicherheits-
fachkraft, Betriebsarzt) und/oder Per-
sonalrat wurden eingebunden  
(falls erforderlich; bitte Grund angeben) 
 

  

Fragen des Arbeitsschutzes wurden im 
Rahmen von Mitarbeitergesprächen 
erörtert 
 

  

Unterweisung in den Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz (Brandschutzord-
nung, Verhalten im Brandfall, …) 

a) der Mitarbeiter 
b) neuer Mitarbeiter (auch Studie-

render) vor Aufnahme der Tä-
tigkeit 

(gilt auch bei Veränderungen im Aufga-
benbereich von Mitarbeitern) 

c) der Auszubildenden 
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(Auszubildende unter 18 Jahren sind 
halbjährlich zu unterweisen) 

d) von Arbeitsnehmern bei Arbeit-
nehmerüberlassung 

ist erfolgt und dokumentiert. 
 
Gefährdungsbeurteilungen (inkl. psy-
chische Belastungen) wurden geprüft 
und ggf. aktualisiert 
 

  

Überprüfung der ortsveränderlichen 
elektrischen Betriebsmittel ist erfolgt 
und dokumentiert 
 

  

Überprüfung von Sicherheitseinrich-
tungen (z.B. Rauchabzüge, Brand-
schutztüren) ist im erforderlichen Rah-
men erfolgt und dokumentiert  
 

  

genutzte Gebäude, Räume und Ein-
richtungen wurden ordnungsgemäß 
genutzt (Freihalten von Fluchtwegen, 
Einhalten von Zutrittsbeschränkun-
gen, Nutzung von Schutzvorrichtun-
gen) 
(Mängel festgestellt und behoben?) 
 

  

Alarmplan auf Aktualität geprüft 
 

  

Erforderliche Ausstattung der Ge-
bäude mit Feuerlöschern nach ASR 
A2.2 wurde berechnet, dokumentiert 
und ggf. angepasst 
 

  

Evakuierungsübung entsprechend der 
Brandschutzordnung der TUC durch-
geführt 
 

  

   
Soweit für den Tätigkeitsbereich einschlägig: 
 
Persönliche Schutzausrüstung wurde 
ordnungsgemäß ausgewählt und 
überprüft 
(Mängel festgestellt und beseitigt?) 
 

  

Schulung der Mitarbeiter (z.B. Um-
gang mit Kranen, Staplern, Gefahrstof-
fen, Schweißtätigkeit) ist erfolgt 
 

  

Gefahrstoffverzeichnis ist ordnungsge-
mäß geführt 
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Betriebsanweisungen wurden geprüft 
und ggf. aktualisiert 
 

  

Bestellung der notwendigen Helfer 
und Beauftragten ist erfolgt 
(Änderungsmitteilungen erforderlich 
und erfolgt?) 
 

  

Ausbildung der Beauftragten (z.B. 
Strahlenschutzbeauftragte,  
Gefahrstoffbeauftragte, Brandschutz-
helfer) ist auf dem erforderlichem 
Stand 
 

  

Begehungen durch Brandschutz- und 
Evakuierungshelfer sind erfolgt und 
dokumentiert 
(Mängel festgestellt und beseitigt? Bitte 
auflisten) 
 

  

Überprüfung von überwachungs-
pflichtigen Anlagen (z.B. Krane, Druck-
behälter, Stapler usw.)  ist erfolgt und 
dokumentiert 
 

  

 
 
 
 
______________________________ 
Unterschrift Führungskraft 
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Anlage 2 

 
 
Delegationsschreiben 
 
Delegation von Aufgaben im Arbeits- und Gesundheitsschutz innerhalb eines Bereichs 
 
Sehr geehrte(r) Herr / Frau ______________________________, 
 
Sie sind in der Abteilung / in dem Institut ______________________________ mit der Führung 
des Bereichs / der Veranstaltung ______________________________ betraut.  
 
Im Rahmen meiner Organisationsverantwortung übertrage ich Ihnen hiermit folgende Aufga-
ben zur Umsetzung: 
 

• Mitwirkung bei der Beurteilung der Arbeitsbedingungen (Gefährdungsbeurteilungen) 
• Erfassen von Arbeitsunfällen 
• Unterstützung der Organisation der Ersten Hilfe und sonstiger Notfallmaßnahmen 
• Schutz besonderer Personengruppen 
• Durchführung von Unterweisungen 
•  
•  
•  
•  
•  

 
Die Umsetzung der Aufgaben soll entsprechend der Dienstanweisung über die Zuständigkei-
ten im Arbeitsschutz an der Technischen Universität Clausthal erfolgen. Die Dienstanweisung 
enthält Hilfestellungen zur Erfüllung der oben aufgeführten Aufgaben. Die Dienstanweisung 
sieht vor, dass Sie einmal jährlich eine Bestätigung der Ausführung der Aufgaben an mich 
melden.  
 
 
______________________________  ______________________________ 
Ort, Datum     Ort, Datum 
 
______________________________  ______________________________ 
Unterschrift Führungskraft   Unterschrift Empfänger 
 


